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Außenpolitik

1 Der Kronprinz reist nach

Amerika

Erstmalig reiste der chinesische Vize

präsident Hu Jintao, von dem allge

mein erwartet wird, das er Jiang Ze- 

min noch vor Ende des Jahres im Amt 

beerben wird, zu politischen Gesprä

chen in die Vereinigten Staaten. In Ge

sprächen mit US-Präsident Bush so

wie mit den Ministern Powell, Cheney 

und Rumsfeld stand dem Vernehmen 

nach die gesamte Bandbreite der bila

teralen Beziehungen sowie internatio

nale Fragen wie der von den USA ini

tiierte Kampf gegen den Terrorismus 

auf der Tagesordnung.

Von der chinesischen Seite wurde der 

Besuch Hus als Erfolg gewertet. In den 

USA blieb insgesamt eher ein Gefühl 

der Ernüchterung zurück. Man hat

te dort offenbar erwartet, mehr über 

den chinesischen Kronprinzen und sei

ne politischen Überzeugungen zu er

fahren. Hu Jintao hingegen wich ins

gesamt an keinem Punkt von der offi

ziellen Parteilinie ab und bot keinerlei 

Angriffspunkte für Spekulationen. Er 

stellte sich als kompetenter und rei

fer Partner dar, ohne jedoch allzu viel 

über seine Person preiszugeben. Ab

gesehen davon, dass dies keineswegs 

im Widerspruch mit der langjährigen 

diplomatischen Praxis der Volksrepu

blik China steht, war dieses Verhalten 

wahrscheinlich in erster Linie den tak

tischen Überlegungen im Rahmen der 

innerchinesischen Nachfolgediskussion 

geschuldet.

So waren denn auch die vier Prinzi

pien, die Hu Jintao seinen Gesprächs

partnern in Washington als Vorschlag 

für die zukünftige Gestaltung der bila

teralen Beziehungen unterbreitete al

lenfalls in neue Worte gekleidete alte 

politische Hüte. Da war die Rede von

- Stärkung des strategischen Dia

logs auf höchster Ebene und zwi

schen den Ministerien auf ver

schiedenen Ebenen,

- Stärkung von Austausch und Zu

sammenarbeit auf allen Gebieten,

- Gegenseitigem Respekt und Be

handlung der bestehenden Diffe

renzen auf der Basis, nach Ge

meinsamkeiten zu suchen, sowie 

der

- Stärkung von Dialog und Koope

ration hinsichtlich der Hauptthe

men, einschließlich des Weltfrie

dens und der globalen Sicherheit.

Hu Jintao gelang es offensichtlich, 

während seines Besuchs viel zu spre

chen und dabei wenig zu sagen. So 

passt ins Bild, dass über den eigent

lichen Inhalt der Gespräche abgese

hen von der lapidaren Benennung der 

Themen Terrorismus, Menschenrechte 

und Taiwan eigentlich nichts bekannt 

wurde und dennoch von produktiven 

und erfolgreichen Unterredungen ge

sprochen wurde.

Als größter Erfolg der Reise ist wohl 

Hus Besuch im Pentagon und seine 

Unterredung mit US-Verteidigungsmi

nister Rumsfeld zu betrachten, insbe

sondere, da es hieß, dieser habe Hu 

Jintao zunächst gar nicht treffen wol

len. Mit dem Besuch im Pentagon 

wurde Hu nun jedoch der höchstran

gige Vertreter der VR China, dem bis

lang Einblick in das Verteidigungsmi

nisterium der USA gewährt wurde. 

Als krönendes Ergebnis könnte man 

die seitens der USA von Rumsfeld for

mulierte Bereitschaft zu Wiederauf

nahme des militärischen Austausches 

zwischen beiden Ländern werten. Die

ser war im vergangenen Jahr im An

schluss an den Luftzwischenfall über 

dem Südchinesischen Meer ausgesetzt 

worden. Allerdings bleibt abzuwarten, 

was aus der nun signalisierten Bereit

schaft der USA konkret wird, formu

lierte Rumsfeld doch zugleich auch 

Bedingungen, auf denen dieser Aus

tausch fußen soll: Gleichberechtigung 

und Gegenseitigkeit.

Gerade die fehlende Gegenseitigkeit 

wird in den USA von Kritikern jedoch 

schon lange bemängelt. Dort ist man 

vielfach der Ansicht, die chinesische 

Seite habe von derartigen Austausch

programmen insbesondere im militäri

schen Bereich unverhältnismäßig pro

fitiert, während sie im Gegenzug kei

nerlei Bereitschaft zur Herstellung von 

größerer Transparenz gegenüber den 

USA erkennen ließen. So wurden denn 

auch kritische Stimmen laut, die Un

verständnis darüber äußerten, warum 

man Hu ins Pentagon eingeladen ha

be, während Einrichtungen des chine

sischen Verteidigungsapparats für Be

sucher aus den USA tabu gewesen wä

ren.

Wenn es eine deutliche Botschaft Hu 

Jintaos gegeben hat, dann bezog sich 

diese auf die Taiwan-Frage. All sei

nen Gesprächspartnern gegenüber und 

auch im Rahmen eines öffentlichen 

Auftritts vor 600 geladenen Gästen 

betonte Hu, bei der Taiwan-Frage 

handle es sich um das Herzstück 

der chinesisch-amerikanischen Bezie

hungen und zugleich um das wich

tigste und sensibelste Thema zwischen 

beiden Ländern. Sollten Probleme in 

dieser Frage auftreten, so werde es 

schwierig, in den bilateralen amerika

nisch-chinesischen Beziehungen Fort

schritte zu erreichen, und Rückschläge 

seien keinesfalls ausgeschlossen. Dabei 

sollten die USA auch berücksichtigen, 

dass der Verkauf moderner Waffensys

teme an Taiwan oder eine Aufwertung 

der Beziehungen zwischen den Verei

nigten Staaten und Taiwan aus chine

sischer Sicht mit dem Bekenntnis der 

USA zum Ein-China-Prinzip keines

wegs zu vereinbaren sei.

Hu Jintao verließ die Vereinigten Staa

ten nicht, ohne vorher versichert zu 

haben, China werde alles für eine 

friedliche Lösung der Taiwanproble

matik tun und im Gegenzug ein erneu

tes Bekenntnis der USA zum Prinzip
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eines einzigen China erhalten. Zhang 

Qiyue, Sprecher des chinesischen Au

ßenministeriums sprach im Anschluss 

an Hus US-Reise, die USA hätten zum 

Ausdruck gebracht, sie glaubten nicht, 

dass Taiwan ein großes Problem in 

den chinesisch-amerikanischen Bezie

hungen darstellen werde.

Nicht einmal zehn Tage später wurde 

das amerikanische Verhältnis zu Tai

wan allerdings wieder zum Zankap

fel. Der Stein des Anstoßes war aus 

chinesischer Sicht die Verabschiedung 

des „Defence Authorization Bill for 

the Fiscal Year 2003“ durch das ame

rikanische Repräsentantenhaus. Darin 

enthalten sind sehr zum Ärger der chi

nesischen Regierung erneut Pläne zur 

Stärkung der militärischen Koopera

tion der USA mit Taiwan einschließ

lich der Forderung, die amerikanischen 

Streitkräfte sollten gemeinsame mili

tärische Manöver mit Taiwan abhal

ten. Dies und der Vorschlag an den 

US-Präsidenten zum Verkauf von vier 

Zerstörern der Kidd-Klasse forderten 

verärgerte Reaktionen aus Beijing ge

radezu heraus. Diese erfolgten denn 

auch prompt und heftig: Von einer 

brutalen Einmischung in die inneren 

Angelegenheiten Chinas war ebenso 

die Rede wie von ernsten Eingriffen in 

die chinesische Souveränität. Taiwan 

wird also mittelfristig das bestimmen

de Thema zwischen China und den 

Vereinigten Staaten bleiben, wie Hu 

Jintao auf seiner Reise bekräftigt hat

te. (SCMP, 2.5.02; NZZ, 2.5.02; Xin

hua, 2.5.02, nach BBC PF, 3.5.02; 

ZXS, 2.5.02, nach BBC PF, 3.5.02; 

Xinhua, 2.5.02, nach BBC PF, 3.5.02; 

ZXS, 3.5.02, nach BBC PF, 4.5.02; 

ST, 3.5., 4.5.02; WSJ, 3.5.02; Xinhua, 

11.5.02, nach BBC PF, 12.5.02; Xin

hua, 13.5.02, nach BBC PF, 14.5.02) 

-kg-

2 China, Russland und die

NATO

Die chinesische Regierung sieht sich 

angesichts der neuen Annäherung zwi

schen den USA, der NATO und Russ

land in einer schwierigen Position, dies 

zeigen die Kommentare aus Beijing. 

Zum einen ist ein Abbau der Nuklear

kapazitäten Russlands und der Verei

nigten Staaten durchaus im Sinne der 

Volksrepublik China. Auf der anderen 

Seite geht diese zwischen den beiden

Staaten nunmehr vertraglich verein

barte Reduzierung keineswegs so weit, 

dass das aus gut zwei Dutzend mit 

Kernwaffen bestückten Interkontinen

talraketen bestehende nukleare Ab

schreckungspotenzial Chinas auch nur 

annähernd gleichwertig wäre.

Vielmehr bleibt aus Sicht Beijings ein 

deutlich bitterer Beigeschmack. Aus 

chinesischem Blickwinkel ist es den 

USA offensichtlich gelungen, Russland 

vollständig in das westliche Lager hi

nüberzuziehen. Zunächst hatte Putin 

den von China so vehement geförder

ten Widerstand seines Staates gegen 

die amerikanischen NMD-Pläne aufge

geben, und nun wurde Russland mit 

einer deutlichen Statusaufwertung für 

die einseitige Aufkündigung des ABM- 

Vertrags seitens der USA mehr als ent

schädigt. Die Unterzeichnung des bi

lateralen Vertrags über nukleare Ab

rüstung hebt Russland, das seit dem 

Zerfall der Sowjetunion erheblich an 

internationaler Bedeutung eingebüßt 

hatte, erneut auf die gleiche Stufe mit 

den USA. China droht damit aus der 

Sicht Beijings weiter in die geopoliti

sche Unbedeutsamkeit zu geraten.

Hatte man während der letzten zehn 

Jahre versucht, Russland in das ei

gene Boot zu ziehen, um der ver

bliebenen Supermacht USA in diesem 

Kräftedreieck gemeinsam Paroli bie

ten zu können, wie es einst mit der 

Annäherung zwischen den USA und 

China gegen die damalige Sowjetuni

on geschehen war, so scheint dieses 

Vorhaben nunmehr vollends geschei

tert. Die Ende des Monats vertrag

lich fixierte Bildung des neuen NATO- 

Russland-Rats und die damit einge

leitete stärkere Anbindung Russlands 

an das westliche Verteidigungsbünd

nis ist aus chinesischer Sicht der bis

herige negative Höhepunkt dieser Ent

wicklung. Zwar kommentierte das Au

ßenministerium in Beijing auch diesen 

Vertragsabschluss wohlwollend, doch 

war man gleichzeitig deutlich darum 

bemüht, die Reichweite der Verein

barung herunterzuspielen. Von einer 

willkommenen Veränderung der regio

nalen Situation in Europa war in den 

offiziellen Stellungnahmen aus China 

jeweils nur die Rede, obwohl die Aus

wirkungen natürlich weit über Euro

pa hinausreichen und China in direk

ter Weise davon betroffen ist.

Die militärische Führung Chinas lehn

te jede Kommentierung der neuen La

ge bislang mit dem Hinweis darauf 

ab, die Entwicklung von Beziehungen 

zwischen NATO und anderen Staaten 

sei deren, nicht jedoch Chinas Ange

legenheit. Im Übrigen sei man ohne

hin der Meinung, dass mit dem En

de des Kalten Krieges auch die Not

wendigkeit für die Fortexistenz militä

rischer Bündnisse nicht mehr bestehe. 

Das Außenministerium verdeutlichte 

die chinesische Haltung mit den Wor

ten, China trete gegen jede Form mi

litärischer Allianzen ein.

Die neue Annäherung zwischen Russ

land, USA und NATO könnte aus chi

nesischer Sicht jedoch weitreichende

re und negativere Folgen haben, als 

die offiziellen Stellungnahmen andeu

ten. Das gesamte außenpolitische Kon

zept der Multipolarität könnte sich 

nun auch längerfristig noch stärker 

als Illusion erweisen, als sich nach 

dem Niedergang Russlands ohnehin 

schon angedeutet hatte. Die chinesi

sche Ziel Vorstellung von einer Welt, 

in der mittelfristig mehrere Regional

mächte, darunter China selbst, Russ

land und die Europäische Union, ein 

Gegengewicht zur verbliebenen Su

permacht Vereinigte Staaten bildeten, 

scheint nunmehr gänzlich in den Be

reich der unrealistischen Wunschvor

stellungen verbannt.

Nach Analysen chinesischer Think 

Tanks ist zunächst das Gewicht der 

Volksrepublik im Kräftedreieck USA- 

Russland-China erheblich geschwächt 

worden. Immerhin wurde die neue 

Ebene der Zusammenarbeit zwischen 

Russland und den USA von US-Prä- 

sident Bush als umfassend in politi

scher, ökonomischer, gesellschaftlicher 

und militärischer Hinsicht definiert. 

Auf lange Sicht befürchtet man in 

China daher, das eigene Land könne 

seinerseits nun zum Opfer der neu

en Freundschaft zwischen Washington 

und Moskau werden. Beobachter ge

hen allerdings davon aus, dass dies bis

her in Beijing keinen Anlass zu Pa

nik bietet, befindet sich doch eine enge 

Zusammenarbeit zwischen Russland, 

NATO und USA noch in einem frü

hen Anfangsstadium, das es aus Sicht 

Beijings allerdings aufmerksam zu ver

folgen gilt.

Auch die chinesischen diplomatischen 

Anstrengungen in Zentralasien, deren
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Ergebnisse durch die Ereignisse des 

11. September 2001 und die nach

folgende starke Präsenz der USA in 

dieser Region bereits erheblich ge

schmälert worden waren, könnten sich 

vor dem Hintergrund der Hinwendung 

Russlands zu den Vereinigten Staa

ten vollends als fruchtlos erweisen. 

Was unter Einbeziehung Russlands als 

befriedeter Puffer gegen den Westen 

und insbesondere die voranstreben

de Einflussnahme der USA vor der 

chinesischen Hintertür in Zentralasi

en konzipiert war, könnte nun mit ei

nem mittelfristig befürchteten Wech

sel Russlands in das westliche Lager 

zu einer direkten „Frontlinie“ werden. 

Die Chancen Chinas, die SCO in sei

nem Sinne zu gestalten und zu stär

ken, werden in diesem Zusammenhang 

als wenig aussichtsreich bewertet. Viel 

wird davon abhängen, wie die An

fang Juni in St. Petersburg zu for

malisierenden Strukturen dieser von 

China initiierten Regionalorganisation 

mit Leben erfüllt werden können und 

welche Anreize China den zentralasia

tischen Ländern in Konkurrenz zu 

den hier inzwischen militärisch und 

wirtschaftlich präsenten USA wird ge

ben können. (ITAR-TASS, 16.5.02, 

nach BBC PF, 18.5.02; SCMP, 17.5., 

31.5.02; NZZ, 21.5.02; XNA, 31.5.02; 

ST, 31.5.02; FAZ, 31.5.02) -kg-

3 Verdichtung der SCO-Aktivi- 

täten

Nachdem die Außenminister der Mit

gliedsstaaten der Shanghai Coopera

tion Organisation bereits Ende April 

auf einer Konferenz in Moskau die 

Vorbereitungen für die endgültige For

malisierung der multilateralen Orga

nisation abgeschlossen hatten, folgten 

Mitte Mai ebenfalls in Moskau die 

Verteidigungsminister Chinas, Russ

lands, Kasachstans, Kirgistans und 

Tadschikistans ihrem Beispiel und ver

abschiedeten ein gemeinsames Kom

munique. Darin werden die Pläne der 

Mitgliedsstaaten zur Einrichtung ei

ner gemeinsamen Expertenkommissi

on bestehend aus hochrangigen Ver

tretern der nationalen Ministerien 

zur Durchführung gemeinsamer inter

nationaler militärischer Kooperation 

konkretisiert. Die Expertenkommissi

on soll Vorschläge für entsprechende 

Kooperationsstrukturen und einen da

mit zu betrauenden Arbeitsstab aus

arbeiten. Ziel ist die Planung und 

Durchführung gemeinsamer Übungen 

und Manöver im Rahmen der Terro

rismusbekämpfung.

Am 23. Mai folgte ein weiteres Tref

fen zur Vorbereitung der großen Kon

ferenz in St. Petersburg Anfang Ju

ni. Hier trafen die Leiter der natio

nalen Strafverfolgungs- und Sicher

heitsbehörden in Alma-Ata zusam

men. Wichtigstes Ergebnis dieses Tref

fens der so genannten Bishkek Gruppe 

war die Verabschiedung des Entwurfs 

einer Vereinbarung der Mitgliedsstaa

ten der Shanghai Cooperation Organi

sation über die Einrichtung regionaler 

Anti-Terrorinstitutionen mit Haupt

sitz in Bishkek. Auch dieses Dokument 

war zur Unterzeichnung auf dem St. 

Petersburger Gipfeltreffen vorbereitet 

worden.

In einer Gemeinsamen Erklärung zum 

Abschluss des Treffens in Alma- 

Ata verpflichteten sich die Vertre

ter der SCO-Staaten, keinerlei Akti

vitäten auf ihren jeweiligen Territori

en zuzulassen, die dazu geeignet sind 

die Souveränität, territoriale Integri

tät oder öffentliche Sicherheit der an

deren Staaten zu gefährden. Erneut 

verdammten sie alle Formen des Ter

rorismus, Separatismus und Extremis

mus und bekannten sich zu einer zu

künftigen Koordination ihrer präven

tiven Maßnahmen gegen diese Bedro

hungen. Insbesondere die Kooperati

on entlang der gemeinsamen Gren

zen soll durch konkrete Schritte ver

stärkt werden. (ITAR-TASS, 8.5.02, 

nach BBC PF, 9.5.02; ITAR-TASS, 

15.5.02, nach BBC PF, 16.5.02; In

terfax Kasachstan, 23.5.02, nach BBC 

PF, 25.5.02; Xinhua, 24.5.02, nach 

BBC PF, 25.5.02) -kg-

4 Chinesisch-japanische Ver

stimmung über Botschafts

flüchtlinge

Erstmals hat der Versuch von Nord

koreanern, sich durch die Flucht in ei

ne Botschaft in China die Möglichkeit 

zur Ausreise nach Südkorea zu ver

schaffen, eine diplomatische Verstim

mung heraufbeschworen. Am 8. Mai 

hatten fünf Nordkoreaner versucht, in 

das von chinesischen Sicherheitskräf

ten bewachte japanische Konsulat in 

Shenyang zu gelangen. Während drei 

von ihnen bereits am Eingang aufge

halten worden waren, holten chinesi

sche Polizisten die zunächst erfolgrei

chen zwei unter Anwendung von Ge

walt aus der Visaabteilung der japani

schen Botschaft heraus und verhafte

ten sie.

Von japanischer Seite erfolgte umge

hend ein energischer Protest - weni

ger wegen der Verhaftung der asyl

suchenden Nordkoreaner als vielmehr 

aufgrund des als unautorisiert bezeich

neten Eindringens der chinesischen Si

cherheitskräfte auf das exterritoriale 

und aufgrund des Wiener Vertrages 

de jure zum japanischen Hoheitsge

biet zählende Konsulatsgelände. Be

reits am folgenden Tag wurde der Mi

nister der japanischen Botschaft in 

Beijing vorstellig und verlangte so

wohl die Überstellung der fünf Nord

koreaner als auch eine Entschuldigung 

für den chinesischen „Rechtsbruch“. 

Der chinesische Botschafter in Japan 

wurde ins Außenministerium einbe

stellt, wo ihm eine offizielle Protestno

te übergeben wurde. Auch der japa

nische Ministerpräsident Koizumi ver

langte öffentlich von China Anstren

gungen zur Beilegung des Zwischen

falls - im Klartext also eine Entschul

digung.

Die chinesische Seite erklärte jedoch, 

im Interesse der Sicherheit des japa

nischen Konsulats gehandelt und die 

Nordkoreaner im vorliegenden Einver

ständnis mit dem japanischen Kon

sulatspersonal aus dem Konsulat ge

holt zu haben. Videoaufnahmen, die 

die Empörung der japanischen Öffent

lichkeit erst heraufbeschworen hatten, 

zeigten deutlich das passive Verhal

ten der japanischen Konsulatsangehö

rigen. In diesem Falle spricht daher 

wohl mehr für die chinesische als für 

die japanische Version der Ereignis

se. Im Nachhinein stellte sich auch 

heraus, dass nur wenige Stunden vor 

dem Fluchtversuch der Nordkoreaner 

in Shenyang eine Anweisung des japa

nischen Botschafters in Beijing an das 

Botschaftspersonal ergangen sei, jeden 

Eindringling als verdächtige Person zu 

behandeln und nicht auf dem Gelände 

zu dulden.

China warf Japan daher Überreak

tionen vor. Eine aus Japan zur Klä

rung des Zwischenfalls nach Beijing 

angereiste Delegation handelte jedoch 

mit der chinesischen Regierung einen 

Kompromiss aus, wonach den betrof
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fenen Nordkoreanern schließlich die 

Ausreise nach Manila und dann wei

ter nach Südkorea ermöglicht wurde. 

Aus japanischer Sicht handelte es sich 

hier jedoch angesichts der öffentlichen 

Aufgeregtheit und der offenbar we

nig rühmlichen Rolle des japanischen 

Konsulats selbst um einen klaren Ge

sichtsverlust. Da sowohl Beijing als 

auch Tokio im 30. Jahr des Bestehens 

normaler diplomatischer Beziehungen 

wenig an einer Trübung des bilate

ralen Verhältnisses gelegen ist, wurde 

der Vorfall insbesondere von chinesi

scher Seite nach seiner Beilegung he

runtergespielt. Die ansonsten eher zu 

erwartenden scharfen Reaktionen auf 

die japanischen Beschuldigungen blie

ben weitgehend aus.

Trotz deutlich verschärfter Sicher

heitsvorkehrungen einschließlich der 

Sperrung von Straßen für den nor

malen Verkehr, intensiver Personen

kontrollen durch die chinesische Po

lizei und der Sicherung der konsu

larischen Vertretungen mit Stachel

draht wurden auch die amerikanische 

und die kanadische sowie die südko

reanische Botschaft in Beijing im Mai 

wieder Ziel erfolgreicher Fluchtversu

che von Nordkoreanern. Bis Ende Mai 

wurde allen Nordkoreanern nach Ab

schluss diplomatischer Verhandlungen 

mit den Vertretungen der betroffenen 

Nationen die Ausreise in ein Dritt

land ermöglicht, um von dort aus 

nach Südkorea zu gelangen. Als ein

deutiges Entgegenkommen Beijings an 

seinen inzwischen offensichtlich unge

liebten Verbündeten Nordkorea wird 

in diesem Zusammenhang gewertet, 

dass die in die südkoreanische Bot

schaft Geflohenen erst ausreisen durf

ten, nachdem sie zum Zwecke eines 

Verhörs zuvor an die chinesischen Si

cherheitsbehörden überstellt worden 

waren. (NZZ, 10.5., 13.5., 18.5., 23.5., 

27.5.02; HB, 10./11.5.02; FAZ, 18.5., 

23.5.02; Yonhap, 30.5.02, nach BBC 

PF, 31.5.02; SCMP, 16.5., 17.5., 21.5., 

22.5.02; ST, 16.5., 17.5., 20.5., 24.5.02; 

Herold Tribüne, 29.5.02; WSJ, 9.5.,

10.5., 15.5., 22.5.02) -kg-

5 Drogenhandel und dessen Be

kämpfung — China im Zent

rum

Wie erst im Mai bekannt wurde, 

war Drogenfahndern im Rahmen ei

ner konzertierten Aktion unter Betei

ligung Chinas, der USA, Thailands, 

Myanmars und der SAR Hongkong 

bereits Anfang April ein Schlag gegen 

einen von Chinesen angeführten inter

nationalen Ring von Drogenschmugg

lern gelungen. In Shenzhen waren ei

ne aus Myanmar stammende und über 

Hongkong nach China geschmuggelte 

und nach chinesischen Angaben auch 

für den dortigen Markt bestimmte Lie

ferung von ca. 70 kg Heroin beschlag

nahmt und die beteiligten Schmugg

ler verhaftet worden. Später gingen 

den Fahndern in Simao, einer nahe der 

Grenze zu Laos in der Provinz Yunnan 

gelegenen Stadt, weitere Mitglieder 

der Schmugglerorganisation ins Netz. 

Weitere 287 kg Heroin wurden dort 

beschlagnahmt.

Der so genannten subregionalen Ko

operation gegen Drogen war in der 

zweiten Maihälfte auch das neun

te Jahrestreffen hochrangiger Vertre

ter der Fachabteilungen in den Re

gierungen Chinas, Thailands, Myan

mars, Kambodschas, Vietnams und 

Laos gewidmet. Das Gremium auf 

der Basis eines Memorandum of Un- 

derstanding aus dem Jahre 1993 ko

ordiniert unter Beteiligung von Ver

tretern des Drogenkontrollprogramms 

der Vereinten Nationen UNDCP ge

meinsame Anstrengungen in der Be

kämpfung von Drogenanbau, -handel 

und -missbrauch.

Wie wichtig diese Kooperation auch 

international ist, zeigt die Tatsache, 

dass im Jahr 2000 80% der welt

weit beschlagnahmten Amphetamine 

in Ost- und Südostasien konfisziert 

wurden. 1999 waren es 70% der 

global beschlagnahmten Heroin- und 

Morphinmengen. Neben Anbau und 

Schmuggel wird die Region offenbar 

auch zunehmend zum Zentrum des 

Missbrauchs illegaler Drogen und der 

damit aufs Engste verbundenen ge

sundheitlichen Risiken wie etwa die 

Ausbreitung von Aidsinfektionen un

ter Heroinabhängigen.

In mehrfacher Hinsicht stehen hier 

Myanmar und China im Zentrum des 

Geschehens. Während Myanmar als 

Hauptproduktionsstandort von Opi

um und Heroin gilt, so steht China 

als Transitland für die Drogen in alle 

Welt im Mittelpunkt. Darüber hinaus 

wächst nach Aussage eines Vertreters 

des UN-Drogenkontrollprogramms je

doch auch der Anteil des Heroins, der 

in China selbst verbleibt. Die Funkti

on Chinas als Haupttransitland habe 

zum Entstehen eines Marktes in Chi

na selbst erheblich beigetragen. China 

zähle heute zu den wenigen Ländern 

weltweit, in denen die Zahl der Hero

inabhängigen ansteige.

Folgerichtig forderte der chinesische 

Vertreter auf dem Treffen in Beijing 

auch, die Anstrengungen zur Entwick

lung alternativer Einkommensquellen 

für die Opiumproduzenten zu verstär

ken. China kündigte in diesem Zu

sammenhang an, insbesondere Laos 

auch weiterhin durch die Schulung von 

Fahndungspersonal, technische Unter

stützung und die Entwicklung von Al

ternativen zum Opiumanbau zu unter

stützen. Zu diesem Zweck werde die 

chinesische Regierung künftig alle Ein

fuhren von Agrarprodukten, die von 

chinesischen Unternehmen (!) in Opi

umanbaugebieten im Ausland produ

ziert werden, von Importzöllen und 

Einfuhrumsatzsteuer befreien, hieß es 

in Beijing.

Auf dem Gebiet der Bekämpfung der 

Drogenabhängigkeit wird China ge

meinsam mit anderen Ländern der Re

gion während der nächsten zwei Jahre 

an einem Projekt der UNDCP teilneh

men, das auf den Schutz vor der In

fektion mit dem HIV-Virus aufgrund 

von Drogenkonsum abzielt. Die UND

CP wird in erster Linie für capacity 

building in diesem Bereich 1,4 Mio. 

US$ bereitstellen.

Während sowohl im Bereich der Ent

wicklung alternativer Anbauprodukte 

als auch hinsichtlich eines verstärk

ten Schutzes vor Aids größere Fort

schritte durchaus zu erwarten sind, 

sieht es im Hinblick auf neue synthe

tische Drogen wie Ice schlechter aus, 

das mittlerweile auch in China weite 

Verbreitung gefunden hat. Opiuman

bau ist ein Armutsphänomen, dem 

mit der Entwicklung alternativer Ein

kommensquellen in der Regel durch

aus beizukommen ist. Das Risiko der 

gegenseitigen Infizierung von spritzen

den Drogenabhängigen durch Nadel

tausch kann durch Aufklärung und 

- der entsprechende politische Wille 

vorausgesetzt - durch Bereitstellung 

von sterilen Einwegspritzen ebenfalls 

erheblich vermindert werden.

Der Kampf gegen die neuen syntheti

schen Drogen, von denen auch ange



CHINA aktuell - 497 - Mai 2002

nommen wird, dass sie in erheblichen 

Mengen in China produziert werden, 

gestaltet sich hier nach Ansicht der 

UNDCP jedoch deutlich schwieriger. 

Hier stehen bereits auf Erzeugerebene 

Profitinteressen und nicht Subsistenz 

im Mittelpunkt. Erst Ende Mai ge

lang es chinesischen Drogenfahndern 

in Guangdong, eine für die Philippinen 

bestimmte Lieferung von 163 kg Ice im 

Wert von mehr als 1,2 Mio. US$ ab

zufangen. (Xinhua, 9.5.02, nach BBC 

PF, 12.5.02; SCMP, 21.5.02; XNA,

21.5., 23.5., 25.5.02) -kg-

6 Taiwanesisch-chinesische

Wirtschaft schafft Fakten

Nachdem der taiwanesische Präsident 

Chen Shuibian kürzlich erneut öffent

lich unterstrichen hatte, dass er sich 

eine Wiederaufnahme der bilateralen 

Verhandlungen mit der VR China 

wünsche, war eine der ersten Reaktio

nen auf chinesischer Seite ein Kom

mentar der Nachrichtenagentur Xin

hua. Darin werden die Ausführungen 

Chens als billige Propaganda „ent

larvt“, mit der er der internationa

len Gemeinschaft seine „so genann

te Ernsthaftigkeit“ vorspiele und das 

Volk in Taiwan „hereinlege“, das „un

ter Rezession und Naturkatastrophen 

leide“.

Vertreter der chinesischen Regierung 

und der für offizielle Kontakte und 

Verhandlungen auf Seiten der VR 

China zuständigen ARATS bekräf

tigten aufs Neue, man erwarte von 

der taiwanesischen Seite eine Rück

kehr zum 1992 zwischen ARATS und 

SEF erreichten Konsens. China be

ruft sich darauf, dass damals Einigkeit 

zwischen den verhandlungsführenden 

Stellvertreterorganisationen darüber 

hergestellt worden war, beide Seiten 

wollten das Ein-China-Prinzip akzep

tieren und nach der Wiedervereini

gung des Landes streben. Ein Be

kenntnis zu diesen Grundsätzen wird 

auf Seiten der VR China als Voraus

setzung für jede weitere Runde der 

seit fast zehn Jahren in der Sackgasse 

befindlichen Verhandlungen gefordert. 

Die Vermeidungsstrategie Chen Shui- 

bians sei dabei das größte Hindernis.

Druck wird sowohl von Seiten der 

VR China als auch seitens der tai

wanesischen Wirtschaft auf die tai

wanesische Regierung ausgeübt. Da

bei geht es in erster Linie um die 

Herstellung von direkten Verbindun

gen im Transport- und Kommunika

tionsbereich, deren Fehlen als größ

tes Hindernis für die bilateralen Wirt

schaftsbeziehungen angesehen werden. 

Nachdem Chen Shuibian gegenüber 

der Wirtschaft Entgegenkommen sig

nalisiert und geäußert hatte, man kön

ne sich vorstellen, die bilateralen Ver

handlungen mit der VR China auch 

privaten Organisationen zu übertra

gen, war Beijing schnell mit dem Vor

schlag zur Stelle, zwei taiwanesische 

Wirtschaftsführer, C. Y. Kao (Präsi

dent der Uni-President Group) und Y 

C. Wang (Direktor von Formosa Plas

tics) könnten diese Aufgabe überneh

men.

Da auf taiwanesischer Seite jedoch nie 

von Unternehmensvertretern die Re

de gewesen war und die Interessen

lage dieser beiden eindeutig ist, hieß 

es in Taiwan sehr schnell, einzig die 

- offiziell nicht regierungsamtliche - 

Straits Exchange Foundation (SEF) 

sei zu einer Verhandlungsführung be

rechtigt. Die politische Pattsituation 

besteht also fort. Für die Wirtschaft 

beider Seiten scheint dieses Hindernis 

jedoch keineswegs unüberwindlich.

Zum zweiten Mal seit der im ver

gangenen Jahr auf den Weg gebrach

ten 25%-Beteiligung der taiwanesi

schen China Airlines (über indirekte 

Beteiligung unter staatlicher taiwane

sischer Kontrolle) am Cargo-Geschäft 

der chinesischen China Eastern Air

lines trat Mitte Mai erneut ein Staats

unternehmen aus Taiwan in das Ram

penlicht der bilateralen Beziehungen 

zwischen beiden Seiten der Taiwan- 

Straße. Die in Taiwan monopolistische 

taiwanesische Chinese Petroleum Cor

poration (CPC) besiegelte mit der auf 

der anderen Seite der Taiwan-Straße 

ebenfalls in Staatsbesitz befindlichen 

China National Offshore Oil Corpo

ration (CNOOC) einen Vertrag über 

die gemeinschaftliche Exploration von 

Ölfeldern, die in der offenen See ca. 

250 km westlich vom taiwanesischen 

Gaoxiong (Kaohsiung) vermutet wer

den. Die gemeinsame Investitionssum

me soll zunächst 25 Mio. US$ betra

gen. Damit werden erneut von der 

Wirtschaft Fakten geschaffen, die jen

seits der politischen Sackgasse, in der 

sich die bilateralen Beziehungen be

finden, von großem Pragmatismus - 

und auch Egoismen - zeugen. (XNA, 

12.5.02; CNA, 13.5.02, nach BBC PF, 

14.5.02; CNA, 28.5.02, nach BBC PF, 

29.5.02; ZXS, 29.5.02, nach BBC PF, 

30.5.02; SCMP, 16.5., 17.5., 22.5.02) 

-kg-
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7 Vorbereitungen auf den 16.

Parteitag I: Parteikongresse 

auf Provinzebene

Die Vorbereitungen für den 16. Par

teitag der KPCh, der für September 

oder Oktober 2002 anberaumt ist, lau

fen landesweit in allen Provinzen, Au

tonomen Regionen und regierungsun

mittelbaren Städten auf Hochtouren. 

So sind inzwischen in den meisten 

Provinzen Parteikongresse abgehalten 

worden, um über Neubesetzungen der 

lokalen Parteikomitees - einschließlich 

der politisch sehr einflussreichen Äm

ter der Parteisekretäre - zu entschei

den und die Delegierten zum nationa

len Parteitag zu bestimmen.

Die Neubesetzung der Parteikomitees 

auf Provinzebene hat bereits im Sep

tember 2001 begonnen. Bis Ende 2001 

hatten Tibet, Liaoning, Shanxi, He- 

nan, Guangxi, Xinjiang, Anhui, Hu

nan, Jiangsu, Fujian, Hebei, die Inne

re Mongolei, Jiangxi und Yunnan den 

Prozess abgeschlossen. Bis April 2002 

wurden außerdem in Ningxia, Gansu, 

Guizhou, Hainan, Heilongjiang und 

Tianjin Parteikongresse abgehalten. 

Die drei Metropolen Beijing, Shanghai 

und Chongqing sowie die Provinzen 

Guangdong, Sichuan, Qinghai und Ji

lin hielten ihre lokalen Parteikongresse 

nun im Mai ab. Im Juni sollen dann 

noch die letzten vier Provinzen Zhe

jiang, Shandong, Hubei und Shaanxi 

folgen; Ende Juni sollen die personel

len Entscheidungen auf Provinzebene 

abgeschlossen sein.

In Beijing, Shanghai und Guang

dong wurden die bisherigen Parteisek

retäre Jia Qinglin (Beijing), Huang 

Ju (Shanghai) und Li Changchun 

(Guangdong) in ihren Ämtern bestä

tigt. Die drei gelten als Proteges Jiang 

Zemins; allgemein wird erwartet, dass 

sie ab dem Herbst in wichtige Ämter 


